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Sehr geehrter Herr Bundesmlnlsterl 

Wien, am 02.08.2016 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum vorliegenden Entwurf einer 
Novelle des Hochschülerinnen- und Hochschülerschaftsgesetzes 2014 (HSG 2014) und 
dürfen folgende Anmerkungen machen: 

Ad § 38 Abs 3 HSG 2014 neu: 

Gemäß § 38 Abs 4 HSG 2014 neu soll die Weiterleitung der bis zu diesem Zeitpunkt ein­
gelangten Studierendenbeiträge einschließlich allfälliger Sonderbeiträge (Abs. 6) an die 
Österreichische Hochschülerinnen- und Hochschülerschaft (ÖH) spätestens am 31. Jän­
ner, am 30. April, am 31. August und am 30. November eines jeden Jahres erfolgen. 

Studierenden beitrag einschließlich allfälliger Sonderbeiträge sind von den betroffenen Stu­
dierenden einmal pro Semester zu entrichten. Nicht nachvollziehbar ist daher die Festle­
gung von vier (!) Zahlungsterminen für die Weiterleitung dieser Beiträge von den Bildungs­
einrichtungen an die ÖH. 

Eine Abrechnung zum 30. April und 30. November kann aufgrund der BIS-Melde-Phase, 
welche erst am 30. April bzw. am 30. November endet, grundsätzlich nicht durchgeführt 
werden. Für die Abwicklung der Zahlung wäre ein anschließender Zeitrahmen von mindes­
tens 1 bis 2 Wochen erforderlich. 

Eine Abgrenzung der Studierenden sowie der Zahlungen für die beabsichtigten vier Ter­
mine würde einen erheblichen organisatorischen Mehraufwand sowie erhebliche Kosten 
für die Neuprogrammierung des EDV-Systems erforderlich machen. 

Es stellt sich zudem die Frage, welche Evidenzlisten am 30. April und am 30.November be­
nötigt werden. 
Werden alle aktiv Studierenden per 30. April bzw. 30. November benötigt oder nur die akti­
ven Studierenden zwischen 01. Feber und 30. April bzw. 01. September und 30. Novem­
ber, da bereits die Listen zum 31. Jänner bzw. 31. August vorliegen? Eine Differenzbildung 
zu den Zwischenabrechnungen ist aufgrund laufender Änderung auch des bereits abge­
rechneten Standes grundsätzlich schwierig und fehleranfällig. Zweckmäßiger wäre daher 
eine Abrechnung einmal pro Semester (30. April bzw 30. November). 
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Zahlt beispielsweise ein Studierender vor dem 31. Jänner für das Sommersemester ein 
und beendet sein Studium im Feber, kann er grundsätzlich Studierendenbeitrag samt all­
fälliger Sonderbeiträge bei der ÖH zurückfordern. Solch ein Studierender wird auf der Liste 
zum 31. Jänner als aktiv Studierender gemeldet und auch weiterverrechnet. Bei der Ab­
rechnung zum 30. April wäre er jedoch nicht als aktiv Studierender verzeichnet und 
müsste diese Differenz berücksichtigt werden. 

Ad § 67 Abs 4 HSG 2014: 

Auch die Zuweisung von Mandaten ist als Bescheid zu qualifizieren. Die Bestimmung des 
§ 67 Abs 4 HSG 2014, wonach gegen Bescheide der Wahlkommission binnen vier Wo­
chen Beschwerde an das jeweilige Landesverwaltungsgericht erhoben werden kann, be­
zieht sich jedoch ausdrücklich nur auf Bescheide über die Feststellung des Erlöschens von 
Mandaten. Es wird daher eine Ergänzung dieser Bestimmung auch in Bezug auf Bescheide 
über die Zuweisung von Mandaten angeregt. 

Ad § 10 Abs 2 FHStG neu: 

Die Entsendung von Vertreterinnen der Studierenden für das Kollegium anstelle einer ei­
genen Wahl wird begrüßt. 
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